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Aufruf 
des Deutſchen Anwaltstages 
an die Rechtsanwälte 
aller Länder! 


—— — ͥ́ 


rankreich und Belgien ſind in das Ruhrgebiet eingebrochen. 
Kein Vertrag, kein Satz des Völkerrechts gibt dazu eine 
Grundlage. Nicht nur das Recht Deutſchlands, das Recht aller 
Völker iſt verletzt. Das Leiden Deutſchlands wird zum Leiden 
der Menſchheit. Wer der Pflege des Rechts ſein Leben gewidmet 
hat, darf ſich im Kampf des Rechts gegen die Gewalt nicht ver— 
ſchließen. Einerlei, welcher Nation er angehört, einerlei, ob er 
neutral oder Deutſchlands Feind geweſen iſt. Die Sprache des 
ſchwergekränkten Rechts muß in allen Nationen gehört werden. 
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Die Not der Anwaltſchaft. 


Ein ergreifendes Bild von der Not der deutſchen Anwaltſchaft entrollten die Verhandlungen 
des außerordentlichen Anwaltstages, der am 11. Februar d. J. in Weimar im Saale der 
Armbruſt⸗Schützengeſellſchaft zuſammentrat. Wohl haben auch die fünfundzwanzig Vorgänger 
dieſer Tagung begründete Klagen über ungerechte Behandlung des Standes durch die Geſetz⸗ 
gebung und die Praxis, über mangelndes Verſtändnis für die Bedeutung und die Notwendig⸗ 
keiten ſeines Daſeins bei der Allgemeinheit gehört. Wohl gaben auch ſie vielfach Bilder ſchwerer 
wirtſchaftlicher Not einzelner Gruppen und einzelner Angehöriger der Anwaltſchaft. Aber noch 
nie zuvor war das Bild, das ſich zeigte, ein ſo erſchütterndes, ja furchtbares: mit Recht wurde 
in Weimar geſagt, daß nicht die Frage einer Notlage, daß vielmehr Fortbeſtehen oder Unter⸗ 
gang der Anwaltſchaft zur Debatte ſtehe. 

Eine erfreuliche Einleitung der von dem Vorſitzenden des Deutſchen Anwaltvereins, Juſtiz⸗ 
rat Kurlbaum, Leipzig, geleiteten Verhandlungen waren die kurzen Begrüßungen ſeitens der 
Vertreter der Miniſterien und Behörden, in denen übereinſtimmend zum Ausdruck kam, daß 
ſich die maßgebenden Stellen über den Umfang der Not vollſtändig im klaren ſind und daß 
ſie bereit ſind, an der Behebung dieſer Not nach Kräften mitzuwirken. Der thüringiſche Juſtiz⸗ 
minkſter, der Vertreter des Reichsjuſtizminiſteriums, der Präſident des Oberlandesgerichts Jena 
und die Vertreter anderer Miniſterien fanden durchweg herzliche Worte für die ſchwer ringende 
Anwaltſchaft und aufrichtige Wünſche für einen ergebnisvollen Verlauf der Tagung. 

Die Verhandlungen wurden durch einſtimmige Billigung des vorſtehend abgedruckten Auf- 
rufes wegen der Nuhrgebietsbeſetzung würdig eröffnet. 

Über das Thema der Lage des Standes ſprachen zunächſt Juſtizrat Dr. Sauer, Köln, 
und Dr. Hachenburg, Mannheim, die in eingehenden Darlegungen nicht nur die Not ſchil⸗ 
derten, ſondern auch ihre eigentlichen Gründe und damit die Wege zur Abhilfe aufzeigten. 
Der Inhalt ihrer Ausführungen ergibt ſich im weſentlichen aus dem nachſtehenden Beſchluſſe, 
der nach reger Ausſprache einſtimmige Annahme fand: 


Die Not der Anwaltſchaft iſt zwar ein Teil der Not des ganzen Volkes und 
beſonders der geiſtigen Arbeiter. Sie entſpringt aber ganz beſonders aus der 
Eigenart der Aufgaben der Anwaltſchaft; dieſe muß verſuchen, ſich ſelbſt zu 
helfen, aber ſie muß auch erwarten, daß die übrigen Teile des deutſchen Volkes 
und die Regierungen des Reichs und der Länder ihr dabei zur Seite ſtehen. Alle 
Schranken, die dieſe Selbſthilfe lähmen, müſſen aufgehoben werden. Das Ver⸗ 
bot der gemeinſchaftlichen Feſtſetzung der Teuerungszuſchläge uſw. iſt aufzuheben 
und die Rechtsanwälte ſind zur Vertretung vor allen Gerichten und Behörden 
zuzulaſſen. Eine neue Gebührenordnung hat ſich den veränderten Verhält⸗ 
niſſen anzupaſſen; ſie hat das Prinzip der Angemeſſenheit der Vergütung im 
Einzelfall mit dem einer feſten als Grundlage dienenden Tabelle zu verbinden. 


Weitere Beſchlüſſe betrafen den Erlaß einer Notverordnung über die Anpaſſung der Ge⸗ 
bührenregelung an die Geldentwertung, die Geſtaltung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte, 
ſowie den Zuſammenſchluß aller freien geiſtigen Berufe zwecks Erhaltung ihrer wirtſchaftlichen 
Grundlagen. i 

Beſonders bemerkenswert iſt, daß alle wichtigen Beſchlüſſe einſtimmig erfolgten. Viel⸗ 
leicht liegt hierin die weſentlichſte Bedeutung der Tagung. Ob dieſer oder jener Weg zur 
Rettung der Anwaltſchaft vom Untergange gangbar iſt, ob dieſes oder jenes Hilfsmittel wirk⸗ 
liche und durchgreifende Hilfe zu bringen imſtande iſt, muß die Zukunft lehren. Ganz ſicher aber 
iſt, daß keins dieſer Mittel, mag es auch an ſich noch ſo wirkſam ſein, zum Ziele führen kann, 
wenn nicht die Anwaltſchaft geſchloſſen und einig ihren Weg verfolgt. Der innere Zerfall würde 
jede Hilfsaktion zum Scheitern bringen. 

Die ſchöne Einigkeit der Anwaltſchaft kam auch bei den übrigen Beratungsgegenſtänden, 
über die in dem beiliegenden Hefte der Nachrichten für die Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins Näheres berichtet iſt, in erfreulicher Weiſe zum Ausdruck. Der Verlauf der Tagung 
rechtfertigte damit die von dem Herrn Präſidenten des Thüringiſchen Oberlandesgerichts aus⸗ 
geſprochene Hoffnung, daß der Geiſt der Weisheit, des Mutes und der Eintracht, mit 
dem die Anwaltſchaft in den vergangenen Jahrzehnten an Rechtspflege, öffent⸗ 
lichem Leben, Geiſtesleben und deutſcher Kultur mitgewirkt habe, auch in Zukunft 
über ihr walten und ihr helfen möge, die ſchwere Bedrohung zu überwinden. Di. 


